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Wenn der Kontakt zum  
Kunden behindert wird
Die Branchenpraxis, Formularschreiben zu verwenden, die dem 
Versicherer die Kontaktaufnahme mit dem Kunden untersagen, ist 
wettbewerbswidrig.

Unlängst hat das Oberlandesge-
richt (OLG) Oldenburg einem 
Vermittler verboten, Versiche-

rungsnehmern seines früher vertretenen 
Versicherers vorformulierte Schreiben zur 
Verfügung zu stellen, die es dem Versiche-
rer untersagen, zu Kunden Kontakt aufzu-
nehmen. Der Senat begründet seine Ent-
scheidung folgendermaßen: Die Überlas-
sung von Kundenabwehrscheiben stelle 
eine unlautere geschäftliche Handlung ge-
mäß § 3 Abs. 1 Gesetz gegen den unlaute-
ren Wettbewerb (UWG) dar, durch die 
Mitbewerber entgegen § 4 Nr. 4 UWG ge-
zielt behindert werden.

Zwischen dem zuvor noch vertretenen 
Versicherer und dessen ausgeschiedenen 
Vertreter bestehe ein konkretes Wettbe-
werbsverhältnis. Zwar bestehe aus wett-
bewerbsrechtlicher Sicht grundsätzlich 
kein Anspruch auf den Fortbestand eines 
einmal begründeten Vertragsverhältnis-
ses. Auch sei das Abwerben anderweitig 

gebundener Kunden zulässiger Teil des 
Wettbewerbs. Deshalb könne es dem Ver-
treter grundsätzlich nicht verwehrt wer-
den, Kunden seines früheren Prinzipals 
Kündigungshilfe zu leisten, wenn der 
Kunde dabei nicht irregeführt, überrum-
pelt oder sonst in seiner Entscheidungs-
freiheit erheblich beeinträchtigt werde. Al-
lerdings führe der Einsatz unlauterer Mit-
tel bei der Kündigungshilfe zur Unlauter-
keit der Werbemaßnahme. 

Mit dem Einsatz vorbereiteter Kündi-
gungserklärungen gegenüber einem 
Versicherer, die mit einem generellen Kon-
taktaufnahmeverbot verbunden sind, 
werde eine gezielte Behinderung der 
Versicherer auf dem Versicherungsmarkt 
betrieben, die gegen § 4 Nr. 4 UWG ver-
stoße. Bitten Kunden in einem formular-
mäßigen Kündigungsschreiben darum, 
von weiteren Kontaktaufnahmen abzuse-
hen, und werden zugleich etwaige erteilte 
Einwilligungen in Telefonanrufe, E-Mails 
beziehungsweise Vertreterbesuche wider-
rufen und werde es dem Versicherer zu-
dem untersagt, personenbezogene Daten 
jeglicher Art Dritten mitzuteilen oder zu-
gänglich zu machen, so stelle dies eine ge-
zielte Behinderung der Versicherer dar. 

Damit nehme der Vertreter unter Ein-
satz unlauterer Mittel systematisch sowie 
flächendeckend eine Abwehrmaßnahme 
vor, die ihn dem Unlauterkeitsvorwurf 
aussetze. Dabei werde der Kunde irrege-
führt, überrumpelt beziehungsweise in 
seiner Entscheidungsfreiheit erheblich be-
einträchtigt. Dies sei etwa dann anzuneh-
men, wenn das vorformulierte Kündi-

gungsschreiben die Klausel enthalte, dass 
sämtliche in der Vergangenheit erteilten 
Einwilligungen in die Kontaktaufnahme 
zu Werbezwecken, einschließlich Rück-
werbeversuche, mit sofortiger Wirkung 
widerrufen werden. Unlauter sei auch, 
wenn der Vertreter Kunden mitteile, er 
werde in seinem Namen den Vertrag mit 
einem Mitbewerber kündigen, falls der 
Kunde nicht innerhalb einer bestimmten 
Frist widerspreche. Bediene sich ein aus-
geschiedener Vertreter in großem Umfang 
vorformulierten Kündigungsschreiben, 
die ein absolutes Kontaktaufnahmeverbot 
für den früher vertretenen Versicherer 
enthalten, behindere er damit gezielt die 
Möglichkeit der Versicherer, die Kunden 
anzusprechen und zu einer Aufnahme der 
Vertragsbeziehung zu veranlassen. 

Zwar sei es statthaft, Kündigungs-
schreiben vorzuformulieren. Wettbe-
werbskonform sei auch die Kündigungs-
hilfe durch bloße Hinweise auf Notwen-
digkeit, Frist und Form einer Kündigung. 
Deshalb sei es lauterkeitsrechtlich auch 
nicht zu beanstanden, einem noch ver-
traglich gebundenen Kunden ein vorbe-
reitetes Kündigungsschreiben zur Verfü-
gung stellen, das nach Einfügung des 

Kompakt

■■ Vermittlern kann es untersagt 
werden, Kundenabwehrschreiben 
zu verwenden, mit denen Kunden 
Werbeeinwilligungen widerrufen 
und dem Versicherer die Kontakt-
aufnahme verbieten.

■■ Kundenabwehrschreiben sind 
geeignet, den Versicherer gezielt 
zu behindern.

■■ Auch die Interessen der Verbraucher 
können so beeinträchtigt werden.
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Kündigungstermins nur noch zu unter-
schreiben ist; ein durchschnittlich infor-
mierter und verständiger Verbraucher 
werde allein durch eine solche Dienstleis-
tung nicht unsachlich zum Abschluss ei-
nes Vertrages mit einem Mitbewerber 
veranlasst. Denn es gehöre ja gerade zum 
Wesen des Wettbewerbs, Kunden abzu-
werben, weshalb niemand Anspruch auf 
Erhaltung seines Kundenstamms habe. 

Unlautere Behinderung
Überlasse der ausgeschiedene Vertreter 
Versicherungsnehmern jedoch formular-
mäßige Kündigungsschreiben, in denen 
diese darum bitten, von allen weiteren 
Kontaktaufnahmen abzusehen, greife 
dies weit über die zulässigen Grenzen des 
Wettbewerbs hinaus, weil damit eine un-
lautere gezielte Behinderung von Mitbe-
werbern angestrebt werde, da die Vorge-
hensweise die wettbewerblichen Entfal-
tungsmöglichkeiten der Mitbewerber be-
einträchtige und sie bestimmte Unlauter-
keitsmerkmale aufweise. Denn das Ver-
halten sei primär auf die Beeinträchtigung 
der wettbewerblichen Entfaltung des 
Mitbewerbers und nicht auf die Förde-
rung des eigenen Wettbewerbs gerichtet. 

Unlauter sei auch eine gezielte Behin-
derung, die dazu führe, dass der beein-
trächtigte Mitbewerber seine Leistung 
durch eigene Anstrengung nicht mehr in 
angemessener Weise zur Geltung bringen 
kann. Vorbereitete Kündigungsschreiben 
gegen einen Versicherer behindern diesen 
gezielt, wenn jegliche Kontaktaufnahme-
versuche abgeschnitten werden und das 
mit sofortiger Wirkung eintretende Kon-
taktaufnahmeverbot auch Rückwerbever-
suche umfasst. Das Handeln stelle ein sys-
tematisches Vorgehen zum Nachteil des 
Unternehmers dar, durch das der frühere 
Vertreter die von ihm durch Abwerbung 
geworbenen Kunden gegenüber dem 
Wettbewerb des früheren Prinzipals ab-
schotte, worin gerade eine gezielte Behin-
derung von Wettbewerbern liege. Zugleich 
verhindere der Ausgeschiedene durch die 
Verwendung von Kundenabwehrscheiben 
Nachfragen und könne damit die Interes-
sen der Verbraucher beeinträchtigen. 

Vorgehen errichtet  
Marktverhaltensschranke 
Die Verwendung von Kundenabwehr-
schreiben habe erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf das Wettbewerbsge-
schehen, weil damit eine Marktverhal-
tensschranke für aktuelle Mitbewerber 
errichtet werde, ohne dass der Verwender 
der Kundenabwehrschreiben eigene 
schutzwürdige Interessen für dieses 
Verhalten anführen könne. Er schotte 
sich mit den abgeworbenen Versicherten 
ab und verhindere zulässige, den Wettbe-
werb fördernde Anstrengungen der Ver-
sicherer, die abgeworbenen Versicherten 
doch noch bei sich zu halten. Letztlich 
versage der Verwender damit seinen Mit-
bewerbern dasjenige, was er bei der Kün-
digungshilfe für sich selbst in Anspruch 
nehme: nämlich im Grundsatz zulässige 
Abwerbung von Kunden durch die Of-
ferte besserer Konditionen als der Mitbe-
werber. 

Eine solche Beeinträchtigung müssen 
Versicherer nicht hinnehmen. Insbeson-
dere könne der Verwender von Kunden-
abwehrschreiben den Versicherern nicht 
abverlangen, mit einem Versicherten, der 

noch Kunde ist, nicht mehr telefonieren 
zu dürfen beziehungsweise in Kontakt zu 
treten, und sei es auch nur, um das Versi-
cherungsverhältnis abzuwickeln.

Die Entscheidung verdient im Ergebnis 
Zustimmung, nicht aber in der Begrün-
dung. Was den Widerruf von Einwilligun-
gen in die Kontaktaufnahme per Telefon 
beziehungsweise E-Mail oder zur Verar-
beitung personenbezogener Daten anbe-
langt, steht die Entscheidung zwar in ei-
nem gewissen Spannungsverhältnis dazu, 
dass es dem Kunden freisteht, Einwilli-
gungen zu erteilen und zu widerrufen, um 
auf diesen Wegen erfolgende Rückwerbe-
versuche wegen des nach dem gesetzlichen 
Leitbild nicht hinzunehmenden Belästi-
gungspotenzials zu unterbinden. Auch 
dürfte dadurch nicht gleich eine Abschot-
tungswirkung erreicht werden, weil es 
dem Versicherer unbenommen bleibt, den 
Kunden anzuschreiben, weil diese Rück-
werbemaßnahme nicht ausgeschlossen 
wird. Allerdings sind die Kundenabwehr-
schreiben nicht mit einer bloßen Kündi-
gungshilfe vergleichbar, weil sie nicht not-
wendig sind, wie die Kündigung zu der 
Hilfestellung gegeben wird, um ein neues 
Geschäft platzieren zu können. Es handelt 
es sich daher um eine Maßnahme, die aus-
schließlich der Behinderung dient. Und 
dieser Umstand ist es gerade, der den Un-
lauterkeitsvorwurf rechtfertigt.� ■
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Mehr Infos

Tipps und Informationen rund ums 
Thema Vertriebsrecht finden Sie auf 
der Homepage der Kanzlei Evers, 
Bremen, unter www.evers-ver 
triebsrecht.de/ oder bei RA Jürgen 
Evers, Telefon: 04 21/69 67 70.

©
 s

ty
le

-p
ho

to
gr

ap
hy

.d
e 

- F
ot

ol
ia

Recht | Kundenabwehrschreiben


